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Dokumentationen 

Weiter bilden, Gesellschaft stärken!“ – 
Gesellschaftlicher Zusammenhalt durch 
Weiterbildung  

Die politische Plattform zum Deutschen 
Weiterbildungstag 2018 (Langfassung)  

Präambel  
Der gesellschaftliche Zusammenhalt ist 
durch vielfältige Herausforderungen be-
droht. Die Ursachen dafür sind Globali-
sierung, Migration und ein rasanter 
Strukturwandel, getrieben durch die Di-
gitalisierung sowie die wachsende demo-
graphische Lücke. Ausgrenzung, soziale 
Spaltung, zunehmender Populismus und 
eine wenig ausgeprägte Konfliktkultur 
tragen zudem zur Verschärfung der ge-
sellschaftlichen Situation bei.  

Wir stellen uns eine Gesellschaft vor, 
in der möglichst viele aktiv auf die Her-
ausforderungen der Gegenwart reagie-
ren, nach Lösungen suchen und dafür 
gezielt Wissen erwerben, Kompetenzen 
entwickeln und Bildung nachfragen. Zu-
gleich würde diese Gesellschaft stärker 
solidarisch denken und handeln und wä-
re durch ein hohes Maß an Verständnis 
und Verantwortung für ihre alten und 
jungen, einheimischen und zugereisten, 
wohlhabenden und bedürftigen, gut aus-
gebildeten und bildungsfernen Mitglieder 
gekennzeichnet. Keiner darf zurückge-
lassen werden, Vielfalt ist gewollt!  

Gute Bildung in jeder Lebensphase 
(Kindheit, Jugend und Erwachsenenal-
ter) und in jeder Ausprägung (Grundbil-
dung, berufliche Aus-, Fort- und Weiter-
bildung, hochschulische Bildung, allge-
meine Erwachsenenbildung) ist ein un-
verzichtbares Mittel zur Bewältigung des 

allgegenwärtigen Wandels in Politik, 
Wirtschaft und Gesellschaft.  

Erfolgreich gestalteter Wandel 
braucht vor allem Veränderung im Den-
ken und Mut zur Innovation. Die Bil-
dungsträger in Deutschland befassen 
sich mit dem Wandel und gestalten die-
sen mit, zum Beispiel durch eine Interna-
tionalisierung und europäische Ausrich-
tung ihrer Strukturen und Angebote 
(Deutscher Weiterbildungstag 2014) und 
eine Umsetzung der digitalen Transfor-
mation in ihren Einrichtungen (Deut-
scher Weiterbildungstag 2016).  

Wandel kostet Geld. Investitionen in 
Bildung sind gut angelegt und führen da-
zu, dass jeder Einzelne seine Fähigkeiten 
entwickeln kann und damit die Gesell-
schaft stärkt. Die Bildungsfinanzierung 
muss aber neue Wege gehen. Dazu ge-
hört ein übergreifender politischer Wille 
in den Parteien und auf den unterschied-
lichen Staatsebenen.  

Der Beitrag von Weiterbildung zur Stär-
kung des gesellschaftlichen Zusammen-
halts ist vielfältig:  

Berufliche (Weiter-)Bildung in be-
trieblichen und außerbetrieblichen Ein-
richtungen hat die unbestrittene Haupt-
aufgabe, Fachwissen zu vermitteln und 
berufliche Handlungskompetenzen zu 
fördern. Erfolgreiche Integration in den 
Arbeitsmarkt wird damit sehr wahr-
scheinlich und stärkt das Selbstbewusst-
sein und die Anerkennung des Einzelnen 
in der Arbeitswelt. Darüber hinaus müs-
sen die Berufsbildnerinnen und Berufs-
bildner verstärkt die sozialen Kompeten-
zen, die Fähigkeit zum selbstbestimmten 
Lernen und damit die Persönlichkeit der 
ihnen anvertrauten Menschen im Blick 
haben und weiterentwickeln. Sie werden 
somit zu Sozialakteuren, die die indivi-
duelle Daseinsvorsorge und gesellschaft-
liche Teilhabe der Lernenden ermögli-
chen bzw. unterstützen.  
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Daneben trägt die allgemeine Erwach-
senenbildung zum gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt bei. Studien zufolge sind de-
ren Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
häufiger ehrenamtlich engagiert als ande-
re. Auch stärkt die Teilnahme an Weiter-
bildungsangeboten Toleranz und den 2 
Ausbau persönlicher sozialer Netzwerke. 
In besonderer Weise ist diese stärkende 
Funktion in der kulturellen, religiösen 
und politischen Erwachsenenbildung ge-
geben. Aufgabe der (inter-)kulturellen 
Bildung ist es dabei, Sensibilität für 
Diversität zu entwickeln und Angebote 
zum kreativen Umgang mit Vielfalt so-
wohl den Zugewanderten als auch den 
Einheimischen zu unterbreiten. In der 
religiösen Erwachsenenbildung werden 
Vorstellungen gelungenen Zusammenle-
bens entwickelt und reflektiert. Dabei 
werden Wertegrundlagen für die Aner-
kennung des Anderen gestärkt.  

Die Geringschätzung von demokrati-
schen Institutionen durch wachsende Be-
völkerungskreise – oft in Verbindung mit 
der Schmähung bewährter Medienstruk-
turen durch populistische Strömungen – 
ist häufig Ausdruck von Enttäuschung 
oder Ausgrenzung und stellt die politische 
Bildung vor neue Herausforderungen. 
Mit objektiven, kreativen und unkonven-
tionellen Formaten regen politische 
Bildner*innen zum Nachdenken an, wie 
die partizipatorischen Potenziale der di-
gitalen Kommunikation genutzt und da-
bei eine der freien Meinungs- und politi-
schen Willensbildung zuträgliche Debat-
tenkultur gefördert werden kann. Dabei 
gilt es, sich gegen Ausgrenzung, Diskri-
minierung und Rassismus zu engagieren, 
insbesondere dort, wo der plurale, öf-
fentliche und diskriminierungsfreie 
Raum gefährdet ist. Gleichzeitig gilt es 
die Meinungsfreiheit zu schützen und 
den Dialog zu suchen. Für die politische 
Bildung ist dieser Meinungsaustausch, 
diese Kontroversität fundamental.  

Der Deutsche Weiterbildungstag 
2018 stellt die Stärkung des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts in den Mittel-
punkt der Kampagne und zeigt bei der 
zentralen Auftaktveranstaltung am 25. 
September 2018 in Berlin sowie beim 
bundesweiten Aktionstag mit regionalen 
Schwerpunktveranstaltungen einen Tag 
später, welchen Beitrag die berufliche, 
kulturelle und politische Weiterbildung 
sowie die allgemeine Erwachsenenbil-
dung hierzu bereits leisten und darüber 
hinaus leisten können. Das enge Zu-
sammenwirken der jeweiligen Akteure ist 
dabei wichtiger denn je. 

Gesellschaftlicher Zusammenhalt durch 
Weiterbildung bedeutet ganz konkret:  
Beschäftigungsfähigkeit des Einzel-
nen erhalten!  

Die aktive Beteiligung möglichst Vie-
ler am Arbeitsleben ist eine der wesentli-
chen Grundlagen für gesellschaftlichen 
Zusammenhalt. Die berufliche Weiter-
bildung nimmt die Herausforderungen 
der globalisierten Arbeitswelt auf. Hier 
fördert Weiterbildung die Vermittlung 
von sozialen, personalen und fachlichen 
Kompetenzen für den Wirtschaftspro-
zess. Sie leistet damit ihren Beitrag, Aus-
grenzungsrisiken der erwerbsfähigen 
Menschen zu vermindern oder gar zu 
vermeiden. Darüber hinaus eröffnen sich 
durch Weiterbildung für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer neue berufli-
che Entwicklungschancen. Zugleich 
werden sie dabei unterstützt, sich den 
weltweit zunehmenden Anforderungen 
an ihre Mobilität zu stellen.  

Digitale Spaltung überwinden!  
Erfolgreiche Teilhabe an gesellschaftli-
chen Entwicklungen und gesicherte be-
rufliche Perspektiven hängen in hohem 
Maße von digitaler Teilhabe ab. Deshalb 
ist es notwendig eine Weiterbildungsof-
fensive einzuleiten, die die zentrale Her-
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ausforderung der Digitalisierung 3 bear-
beitet. Dazu gehören der barrierefreie 
Zugang zu digitalen Medien sowie flä-
chendeckende und niederschwellige An-
gebote zum Erwerb grundlegender IT-
Kenntnisse für Geringqualifizierte, Per-
sonen mit Grundbildungsbedarf und 
Menschen aus benachteiligten Schichten, 
um der zunehmenden digitalen Spaltung 
in unserer Gesellschaft entgegenzuwirken.  

Medienkompetenzen vermitteln!  
Digital gestützte Weiterbildungsmaß-
nahmen ermöglichen selbstgesteuertes, 
zeit- und ortsunabhängiges Lernen un-
abhängig vom Lebensalter oder formalen 
Bildungsvoraussetzungen. Aber auch das 
Lernen in den Bildungseinrichtungen vor 
Ort wird durch die Einbeziehung digita-
ler Lernsettings entscheidend verbessert. 
So müssen zum Beispiel digitale Formate 
in der klassischen Förderung der berufli-
chen Weiterbildung breiter und vertiefter 
zum Einsatz kommen. Neben dem Er-
werb von digitalen Fertigkeiten und 
Kenntnissen ist die Medienkompetenz 
bei Lernenden ein Schlüssel für persönli-
che Entwicklung und gesellschaftliche 
Partizipationsfähigkeit in einer sich stän-
dig verändernden Welt. Hier ist beson-
ders die medienpädagogische Kompe-
tenz des Bildungspersonals gefragt. So 
müssen wissenschaftlich entwickelte digi-
tale Instrumente zur kognitiven Entlas-
tung des Bildungspersonals breitere An-
wendung finden, damit sich die Weiter-
bildnerinnen und Weiterbildner auf ihre 
pädagogischen Kernaufgaben konzent-
rieren können. Dies ermöglicht den 
wirksamen Einsatz digitaler Medien in 
Lehr-/Lernprozessen und unterstützt die 
Entwicklung von Digitalkompetenz bei 
den Lernenden.  

Soziale Integration fördern!  
Mit Alphabetisierungskampagnen, mit 
Angeboten in der allgemeinen und politi-

schen Weiterbildung, mit öffentlich ge-
förderter beruflicher Weiterbildung oder 
mit Integrationskursen wird soziale In-
tegration nachhaltig gefördert. For-
schungsergebnisse zeigen, dass Lernen in 
allen Lebensphasen soziale Integrations-
leistungen für die Gesellschaft erbringt, 
soziale Kontakte fördert, Vertrauen in 
die eigenen Ressourcen stärkt und so 
hilft, das eigene Leben (wieder) aktiv zu 
gestalten.  

Teilhabe am öffentlichen Leben stär-
ken!  
Weiterbildung regt zum ehrenamtlichen 
und politischen Engagement an. Sie er-
öffnet die Chance, sich für Aufgaben im 
öffentlichen Leben zu qualifizieren. Da-
für vermittelt insbesondere die politische 
Bildung Fähigkeiten und Kenntnisse. 
Weiterbildung macht toleranter gegen-
über Minderheiten und fördert die Be-
reitschaft, sich für das Gemeinwesen und 
die demokratische Gesellschaft einzuset-
zen.  

Europäische Wertefundamente si-
chern!  
Das Europa der Eliten muss zu einem 
Europa der Bürger werden! Es bedarf 
starker Fundamente, die die europäische 
Idee in die Zukunft tragen können. Eu-
ropäische Entscheidungen sollten besser 
demokratisch legitimiert und vorhandene 
Beteiligungsmöglichkeiten intensiver er-
kannt und genutzt werden. Politische 
Bildung vermittelt das Wissen und die 
Kompetenzen für eine aktive demokrati-
sche Bürgerschaft. Deshalb fordern wir 
eine breite gesellschaftliche und politi-
sche Unterstützung derjenigen Kräfte, 
die mit Bildungsangeboten europäische 
Wertefundamente stärken. Eine starke 
Verankerung in Europa und seinen Re-
gionen kann auch helfen, die Gesell-
schaft gegenüber bedrohlichen Szenarien 
der Globalisierung unempfindlicher zu 
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machen, etwa durch die Stärkung (euro-
päisch geförderter) regionaler Initiativen 
und Bildungsprojekte.  

Demographischen Wandel gestalten!  
Aktuell ist mehr als jeder Vierte in 
Deutschland über 60 Jahre alt. In den 
nächsten 25 Jahren wird es jeder Dritte 
sein. Gleichzeitig wird die Gesamtbevöl-
kerung aller Voraussicht nach erheblich 
zurückgehen. Dies hat natürlich Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt, die Ver-
sorgung und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt. Weiterbildung leistet hier 
einen unverzichtbaren Beitrag, um den 
Folgen des demographischen Wandels 
effektiv zu begegnen. Dazu gehören spe-
zielle Angebote für ältere Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer sowie Qualifi-
kationspläne für die berufliche Weiter-
entwicklung und den Aufstieg jüngerer 
Beschäftigungsgruppen. Dem gesell-
schaftlichen Zusammenhalt sind beson-
ders solche Angebote dienlich, die Ältere 
für Ehrenämter qualifizieren oder Kon-
zepte für gemeinwohlfreundliches akti-
ves Altern vermitteln. Der stark rückläu-
figen Bevölkerungszahl im ländlichen 
Raum muss durch die Förderung soge-
nannter aufsuchender Bildungsarbeit ein 
situationsgerechtes Lernangebot unter-
breitet werden.  

Interkulturelles Verständnis wecken!  
Im Interesse eines guten Miteinanders 
sind Kenntnisse über kulturelle Unter-
schiede und Angebote zum kreativen 
Umgang mit kultureller Vielfalt unab-
dingbar. Zusätzlich zu sprachlichen Bil-
dungsangeboten können andere kulturel-
le und künstlerische Aktivitäten dazu bei-
tragen, dass Menschen Gedanken und 
Gefühle leichter ausdrücken können. 
Deshalb bedarf es neuer, offener Ange-
bote kultureller und interkultureller (Wei-
ter-)Bildung, die sowohl Zugewanderte 
als auch Einheimische einladen, sich ge-

meinsam kreativ zu betätigen und dabei 
die Kulturen und Traditionen der jewei-
ligen Herkunftsländer wechselseitig ken-
nen zu lernen und zu verstehen.  

Bundesweit einheitliche Regelungen 
schaffen!  
Heute ist die Struktur der Weiterbildung 
unsystematisch von unterschiedlichsten 
Verantwortungsträgern auf regionaler, 
überregionaler oder nationaler Ebene 
geprägt. Künftig notwendig sind bun-
desweit verbindliche Reglungen, die den 
Zugang, die Teilnahme und die Finanzie-
rung von Weiterbildung auf einem ein-
heitlich hohen Niveau sicherstellen und 
somit Chancengleichheit schaffen. Dabei 
geht es einerseits um Mindeststandards 
wie Freistellungsansprüche und Weiter-
bildungsfonds, andererseits aber auch 
um die Sicherstellung von Beratungsan-
geboten, die eine soziale Ausgrenzung 
von Bildungsbenachteiligten in unserer 
Gesellschaft verhindern sollen.  

Folgerungen  
Die neue Bundesregierung ist aufgefor-
dert, in einer breit angelegten Weiterbil-
dungsoffensive die beträchtlichen Poten-
tiale und Gestaltungsmöglichkeiten, die 
Weiterbildung für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt bietet, aufzugreifen und 
zu fördern und sich als Motor einer ge-
meinsamen Anstrengung von Bund, 
Ländern, Kommunen und Sozialpart-
nern an die „Spitze der Bewegung“ zu 
stellen. Die nach wie vor richtige Zielbe-
schreibung einer „Bildungsrepublik 
Deutschland“ muss jetzt durch mutige 
Programme und Maßnahmen verwirk-
licht werden. Dazu gehört auch die Re-
form des Weiterbildungssystems in 
Deutschland auf Basis eines noch zu 
schaffenden Bundesgesetzes inklusive 
einer Neuordnung der Bildungsfinanzie-
rung, deren erster Schritt die Aufhebung 
des Kooperationsverbots ist.  
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Dafür steht der 7. Deutsche Weiter-
bildungstag 2018! 

Quelle: www.deutscher-weiterbildungs 
tag.de/wp-content/uploads/2018/02/ 
DWT-2018-Langfassung-Politische-
Plattform.pdf 

Weiterbildung von Beschäftigten stärken 

Was will der DGB? Welchen Beitrag soll 
Arbeitsmarktpolitik leisten?  

Wir befinden uns in einem grundlegen-
den Wandel von Arbeit, Wirtschaft und 
Gesellschaft. Die Digitalisierung auf der 
einen und der Klimawandel auf der an-
deren Seite treiben in ganzen Branchen 
einen tiefgreifenden Technologiewandel 
voran, der zur massiven Umstrukturie-
rung von Produktionsprozessen und Be-
schäftigung führen wird.  

Der DGB und seine Mitgliedsge-
werkschaften setzen deshalb auf eine Po-
litik der Ermöglichung, die allen Men-
schen die Teilhabe an guter Erwerbsar-
beit und zur persönlichen Entwicklung 
eröffnet. Dafür braucht es in erster Linie 
bessere Bildung und Unterstützungsleis-
tungen zur Qualifizierung von Beschäf-
tigten und Arbeitslosen, die mit neuen 
und auch steigenden Kompetenzanfor-
derungen Schritt halten müssen. Ein gu-
tes Bildungsniveau über das gesamte Ar-
beitsleben hinweg wird künftig immer 
wichtiger für eine sichere berufliche 
Entwicklung. Gleichzeitig ist eine Bil-
dungsoffensive angesichts der demogra-
fischen Herausforderungen unerlässlich 
zur Fachkräftesicherung[…]  

Ob Beschäftigte sich weiterbilden, 
hängt ganz wesentlich davon ab, ob sie 
dafür freigestellt und finanziell unter-
stützt werden. Der DGB und seine Mit-
gliedsgewerkschaften fordern eine För-
derung von Bildungszeiten für Beschäf-

tigte im Lebensverlauf. Dabei muss be-
achtet werden, dass vor allem diejenigen, 
die individuell nicht über finanzielle 
Möglichkeiten oder zeitliche Ressourcen 
verfügen, unterstützt werden. Ein Fokus 
sollte dabei auf tariflichen Strukturen 
und Instrumenten liegen. Die Beschäftig-
ten sollen – insbesondere bei ungewissen 
Zukunftsaussichten – bessere Chancen 
der beruflichen Weiterentwicklung über 
die aktuelle Tätigkeit im Betrieb oder den 
erlernten Beruf hinaus bekommen. Neue 
Wege sollten durch einen gesetzlichen 
Rechtsanspruch auf berufliche Weiter-
bildung und entsprechende staatliche 
Fördermöglichkeiten flankiert werden. 
Der DGB und seine Mitgliedsgewerk-
schaften fordern dafür, die Möglichkei-
ten von sozial abgesicherten Arbeitszeit-
reduzierungen für Bildungszeiten zu ver-
bessern und zu fördern. Die Arbeitgeber 
dürfen nicht aus ihrer Pflicht für die be-
triebliche Weiterbildung entlassen wer-
den. Der Betrieb muss künftig noch sehr 
viel stärker zu einem Ort des Lernens 
werden.  

Auch die Bundesregierung ist sich ei-
nig, dass Weiterbildung künftig eine grö-
ßere Rolle spielen soll und hat die Ent-
wicklung einer Nationalen Weiterbil-
dungsstrategie angekündigt.  

Mit dem Ziel, breiten Bevölkerungsteilen 
einen beruflichen Aufstieg zu erleichtern, 
die Fachkräftebasis zu stärken und die Be-
schäftigungsfähigkeit in einer sich wan-
delnden Arbeitswelt nachhaltig zu fördern, 
wollen wir gemeinsam mit den Sozialpart-
nern und in enger Abstimmung mit den 
Ländern (und allen anderen Akteuren) ei-
ne Nationale Weiterbildungsstrategie ent-
wickeln. Ein Ziel ist, alle Weiterbildungs-
programme des Bundes und der Länder zu 
bündeln, sie entlang der Bedarfe der Be-
schäftigten und der Unternehmen auszu-
richten und eine neue Weiterbildungskul-
tur zu etablieren. Über die Bundesagentur 
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für Arbeit erhalten alle Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer ein Recht auf Weiter-
bildungsberatung.  
(Auszug aus dem Koalitionsvertrag der 
Bundesregierung) 

Auf dem Weg zu einer Nationalen Wei-
terbildungsstrategie, die Antworten auf 
den digitalen Wandel der Arbeitswelt 
gibt, wird die Kunst darin bestehen, prä-
ventive Lösungen zu finden, um den 
Strukturwandel so zu bewältigen, dass 
sich die Beschäftigten weiterentwickeln 
und mit den neuen Herausforderungen 
mithalten können (Empowerment). 
Wenn sich Arbeitslosigkeit nicht vermei-
den lässt, müssen sie schnellstmöglich 
wieder eingegliedert werden. Deshalb ist 
der Gesetzgeber in der Verantwortung, 
auch bei der Arbeitsförderung anzuset-
zen und die vorhandenen arbeitsmarkt-
politischen Qualifizierungsinstrumente 
fit für die Arbeit der Zukunft zu machen. 
Auch die Arbeitsagenturen und Jobcen-
ter müssen einen stärkeren Beitrag zur 
Flankierung des digitalen Wandels leisten 
können. Hier sehen wir neben dem flä-
chendeckenden Ausbau des Weiterbil-
dungsberatungsangebots für alle Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer vier 
weitere strategische Handlungsfelder. 
Dazu braucht es eine gesetzliche Weiter-
entwicklung bei den arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumenten.  

Welchen Beitrag sollen die Agenturen für 
Arbeit und Jobcenter leisten? Vorschläge 
zur Weiterentwicklung der arbeitsmarktpo-
litischen Instrumente zur Qualifizierung  
An dieser Stelle soll näher auf die Rolle 
der Bundesagentur für Arbeit und der 
Jobcenter eingegangen werden. Im deut-
schen Bildungssystem gibt es außerhalb 
der Arbeitsförderung bisher keine kos-
tenlosen Angebote für Erwachsene, de-
ren Erwerbstätigkeit wegen fehlender, 
unzureichender oder vom Veralten be-

drohter Berufsqualifikationen gefährdet 
oder unterbrochen ist. Aufgabe einer 
Versicherung ist es auch, die Risiken zu 
mindern oder deren Eintreten zu ver-
meiden. Die Bundesagentur für Arbeit 
und die Jobcenter können nicht alle 
Probleme der Weiterbildung lösen, aber 
im Rahmen des ihnen zugewiesenen 
Handlungsspielraums müssen sie ihren 
Beitrag leisten. Die folgenden Vorschläge 
gehen über das hinaus, was bisher an 
Weiterbildung angeboten wird und sind 
aus Sicht des DGB schon in dieser Le-
gislaturperiode umsetzbar.  

1. Arbeitslose richtig unterstützen – 
berufliche Weiterbildung ausbauen  

Bei der Verteilung von Chancen und Ri-
siken am Arbeitsmarkt und der Struktu-
rierung von „drinnen“ und „draußen“ ist 
die durch Zertifikate nachgewiesene Be-
rufsausbildung entscheidend. Aber auch 
der Erwerb von am Arbeitsmarkt benö-
tigten Zusatzqualifikationen gewinnt im 
Rahmen des derzeitigen Strukturwandels 
zum Erhalt der beruflichen Mobilität ei-
ne zunehmende Bedeutung. In erster Li-
nie sind die Unternehmen für die Wei-
terbildung verantwortlich, aber auch die 
aktive Arbeitsmarktpolitik muss wieder 
eine stärkere Rolle einnehmen. Zur Stär-
kung der Förderung der beruflichen Wei-
terbildung von Arbeitslosen in beiden 
Rechtskreisen schlägt der DGB folgende 
Schritte vor: 

Recht auf Weiterbildungsberatung mit 
Recht auf Weiterbildungsförderung ver-
knüpfen  
Im Koalitionsvertrag ist verankert, dass 
die Agenturen für Arbeit eine flächende-
ckende Weiterbildungsberatung aufbau-
en sollen. Dies ist eine wichtige Voraus-
setzung für die Verstärkung der Weiter-
bildung. Die Agenturen für Arbeit stehen 
in der Pflicht, dies in den nächsten vier 
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Jahren zu realisieren. Die Weiterbil-
dungsberatung muss in den Agenturen 
ein unabhängiger, eigenständiger Bereich 
sein, der von der Vermittlung getrennt 
ist. Das vorgesehene Recht auf Weiter-
bildungsberatung soll mit einem Recht 
auf Förderung verknüpft werden. Wenn 
die Beratung bei Arbeitslosen ergibt, dass 
eine Weiterbildung für die stabile berufli-
che Integration nötig bzw. wenn keine 
berufliche Qualifikation vorhanden ist, 
muss die Weiterbildung im Rahmen eines 
Rechtsanspruchs gewährt werden. Das 
gilt auch für Empfänger von Leistungen 
der Grundsicherung und vor allem für 
Personen, die eine abschlussorientierte 
Teilqualifikation begonnen haben. Hier 
muss das Recht auf Fortsetzung beste-
hen, das zeitnah umgesetzt wird. 

Recht auf Nachqualifizierung  
Mit der SGB-III-Novelle von 2016 wur-
de durch die Relativierung des bestehen-
den Vermittlungsvorrangs der Zugang 
von Geringqualifizierten zu Maßnahmen 
der abschlussbezogenen Weiterbildung 
gestärkt. Der DGB fordert, diesen richti-
gen Schritt konsequent weiter zu gehen 
und der Weiterbildung in beiden Rechts-
kreisen Vorrang zu geben, da diese für 
eine stabile Beschäftigung notwendig ist. 

Einkommenssicherung bei Weiterbildungs-
teilnahme verbessern  
 Weiterentwicklung der Weiterbil-

dungsprämien zu einem anrech-
nungsfreien Weiterbildungsgeld in 
beiden Rechtskreisen: Die finanziel-
len Rahmenbedingungen sind ein 
wichtiges Erfolgskriterium bei der 
Durchführung und dem Abschluss 
der Maßnahme. Deshalb sollten die 
finanziellen Rahmenbedingungen für 
Teilnehmende an einer abschlussbe-
zogenen Weiterbildung verbessert 
werden. Die Weiterbildungsprämien, 
 

die derzeit für bestandene Prüfungen 
gezahlt werden und befristet sind, 
sollten entfristet und durch ein fort-
laufendes Weiterbildungsgeld ergänzt 
werden. Ein solcher Zuschlag zur 
Arbeitslosenunterstützung muss auch 
die bestehende Fehlkonstruktion 
überwinden, dass ein sog. Ein-Euro-
Job mit durchschnittlich 180 Euro 
Mehraufwandsentschädigung pro 
Monat finanziell attraktiver ist, als die 
Teilnahme an einer Weiterbildungs-
maßnahme. In beiden Fällen entsteht 
ein Mehraufwand. Der DGB schlägt 
bei Weiterbildung einen Zuschlag in 
Höhe von mind. 200 Euro pro Mo-
nat vor bzw. eine Erhöhung von 15 
Prozentpunkten des ALG I. Bei ge-
ringem ALG-I-Bezug soll auch in der 
Arbeitslosenversicherung der Min-
destbetrag von 200 Euro gelten. Die-
sen Sockelbetrag von 200 Euro pro 
Monat sollen auch geförderte Nicht-
leistungsempfänger/innen im SGB 
III erhalten. Dieser Sockelbetrag be-
günstigt gezielt Personen mit gerin-
gen Unterstützungsleistungen. Das 
hilft, eine abschlussbezogene Maß-
nahme durchzuhalten. Dabei dient 
die Prämie der Motivation, während 
das fortlaufende Weiterbildungsgeld 
die Funktion der Ermöglichung hat.  

 Verlängerter Restanspruch auf Ar-
beitslosengeld: Nach Abschluss der 
Maßnahme benötigen die Menschen 
ausreichend Zeit, um eine ausbil-
dungsadäquate Beschäftigung zu fin-
den. Das Arbeitslosengeld I verkürzt 
sich bei der Teilnahme an Weiterbil-
dung im Verhältnis 2:1. Dabei ver-
bleibt in jedem Fall ein Restanspruch 
von 30 Tagen nach Abschluss der 
Maßnahme. Dieser Zeitraum ist zu 
kurz. Der DGB schlägt vor, diesen 
Restanspruch auf sechs Monate zu 
verlängern. 
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Rahmenbedingungen für abschlussorien-
tierte Weiterbildung verbessern  
 Ausreichende Mittelausstattung im 

Hartz-IV-System nötig: In der selbst-
verwalteten Arbeitslosenversicherung 
besteht im Rahmen des Eingliede-
rungstitels ein eigenes Budget für 
Weiterbildung. Damit wird das politi-
sche Signal gesetzt, die Ausgaben für 
Weiterbildung zu erhöhen. Die Er-
folge sind bereits sichtbar, die Teil-
nahme an Weiterbildung konnte ge-
steigert werden.  

Während im Hartz-IV-System der 
weit größere Handlungsbedarf be-
steht, ist dieses System inzwischen 
insgesamt deutlich unterfinanziert. 
Hinzu kommt, dass – solange es nur 
einen Eingliederungstitel mit wenig 
Budget gibt – die verschiedenen In-
strumente in Konkurrenz zueinander 
stehen. Dies geht in der Praxis zulas-
ten der abschlussbezogenen und in 
der Regel längeren und teureren 
Maßnahmen zur Förderung der be-
ruflichen Weiterbildung. 

 Eigenen Weiterbildungstitel auch im 
Hartz-IV-System einführen: Der DGB 
schlägt vor, auch im Hartz-IV-
System zusätzlich einen eigenen Wei-
terbildungstitel einzurichten und die-
sen sachgerecht mit Finanzmitteln 
auszustatten. Dieser Topf muss auch 
mit ausreichend Verpflichtungser-
mächtigungen versehen sein, damit 
auch längerfristige Maßnahmen ohne 
Einschränkungen durchgeführt wer-
den können.  

 Flexibilisierung des Verkürzungsge-
bots: Die Dauer einer abschlussbe-
zogenen Vollzeitmaßnahme ist der-
zeit gegenüber einer entsprechenden 
Berufsausbildung um ein Drittel der 
Ausbildungszeit verkürzt. Die Ver-
kürzung ist sachgerecht, wenn in 
früherer Zeit bereits eine Berufsaus-
bildung erfolgt ist, bzw. langjährige 

Arbeitserfahrungen und gute Kennt-
nisse der deutschen Sprache vorlie-
gen. Das ist jedoch nicht immer der 
Fall. Der DGB schlägt zur besseren 
Förderung gerade im Kontext der 
Nachqualifizierung vor, analog zur 
Berufsausbildung in Ausnahmefällen 
die Umschulungsdauer verlängern zu 
können, wenn die Verlängerung er-
forderlich ist, um das Umschulungs-
ziel zu erreichen.  

Ausbildungsberufe nach dem 
Bundes- und Landesrecht, in denen 
die Verordnungen eine Verkür-
zungsmöglichkeit ausdrücklich aus-
schließen, sollten vom Verkürzungs-
gebot nur dann ausgenommen wer-
den, wenn die Finanzierung des drit-
ten Ausbildungsjahres sichergestellt 
ist. Alternativ könnte der Bund durch 
einen Zuschuss zur Arbeitsförderung 
die Finanzierung des dritten Ausbil-
dungsjahres sicherstellen.  

 Ausbau flankierender Angebote: 
Jobcoaching für ehemals Langzeitar-
beitslose, die in geförderte Beschäfti-
gung eintreten, ist inzwischen fast 
zum Standard geworden. Vergleich-
bare Angebote braucht es für diese 
Zielgruppe auch, wenn man sie für 
längerfristig angelegte Weiterbildun-
gen gewinnen möchte. Diese sollten 
im Sinne eines ganzheitlichen Ansat-
zes – sofern ein entsprechender Be-
darf besteht – durch kommunale 
Eingliederungsleistungen wie bspw. 
Schuldnerberatung oder Kinderbe-
treuung flankiert werden. Aber auch 
die Kombination Weiterbildung mit 
flankierenden Maßnahmen zum 
Spracherwerb sollte weiter voran ge-
bracht werden. Mit dem Programm 
KOMMIT, das Beschäftigung, 
Spracherwerb und Weiterbildung kom-
biniert, gibt es hier ein gutes Beispiel.  

 Stärkung arbeitsintegrierter Lernfor-
men: Um den Zugang von bildungs-
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entwöhnten Gruppen an Weiterbil-
dungsmaßnahmen zu erleichtern, 
schlägt der DGB vor, verstärkt ko-
operative Modelle zwischen Weiter-
bildungsanbietern und Betrieben zu 
ermöglichen und betriebliche Lernor-
te mehr einzubeziehen.  

Im Zuge des Ausbaus der öffent-
lich geförderten Beschäftigung sollte 
eine Kombination der geförderten 
Beschäftigungsmaßnahme mit Quali-
fizierungselementen erfolgen. 

 Dequalifizierung durch Entschärfung 
der Zumutbarkeitskriterien entge-
genwirken: Regeln zur Zumutbarkeit 
von Arbeitsangeboten beinhalten im 
Rechtskreis SGB III nur noch einen 
eingeschränkten zeitlich gestaffelten 
Schutz vor Abwärtsmobilität bezo-
gen auf das erzielbare Arbeitsein-
kommen, aber keinen Berufs- und 
Qualifikationsschutz mehr. Im SGB 
II fehlt selbst eine analoge Regelung 
zum Statusschutz. Um der Entwer-
tung von Qualifikation bei Arbeitslo-
sigkeit entgegenzuwirken, ist neben 
der weiteren Relativierung des Ver-
mittlungsvorrangs insbesondere die 
Entschärfung der Zumutbarkeitsre-
gelungen im SGB II erforderlich.  

2. Transfermaßnahmen verstärkt für 
Weiterbildung nutzen  
Das Instrument Transfermaßnahme in 
Verbindung mit dem TransferKurzarbei-
tergeld ist geschaffen worden, um Men-
schen und Unternehmen bei betriebli-
chem Strukturwandel zu unterstützen. 
Die Vermeidung von Arbeitslosigkeit 
steht dabei im Vordergrund. Die kol-
lektiven Hilfen im Rahmen der Trans-
fermaßnahme bieten viele Vorteile für 
branchenbezogene und berufsbezogene 
Ansätze. In der Transferphase bestehen 
gute Voraussetzungen für Weiterbildung. 
Die Menschen sind ohnehin in einer 
Umbruchsituation und die Frage der 

Freistellung von der Arbeit stellt sich 
nicht.  

Oft ist die Qualifikation der Beschäf-
tigten des abgebenden Unternehmens 
veraltet bzw. entspricht nicht mehr den 
Anforderungen der anderen Unterneh-
men. Die Weiterbildung in der Transfer-
phase ist ein wichtiger Baustein zur Wie-
dereingliederung und zur Erhaltung der 
Qualifikation. Weiterbildung spielt je-
doch nur eine geringe Rolle, oft steht die 
schnelle Vermittlung im Vordergrund. 
Vor dem Hintergrund des Fachkräfte-
mangels ist es notwendig, die Elemente 
der Weiterbildung zu stärken, indem die 
Bundesagentur für Arbeit (BA) sich bei 
bestimmten Fallkonstellationen auch an 
den Kosten der Weiterbildung beteiligt:  
 Übernahme der Weiterbildungskos-

ten im Insolvenzfall zu 100 Prozent 
durch die BA als Rechtsanspruch: 
Derzeit ist die Übernahme von Wei-
terbildungskosten nur als Kann-
Leistung im Insolvenzfall möglich. 
Dadurch entstehen Rechtsunsicher-
heiten, die zu einer geringeren Wei-
terbildungsteilnahme führen. Die 
Klarstellung stärkt die Weiterbildung 
im Insolvenzfall. 

 Bei kleinen und mittleren Unterneh-
men (KMU bis 250 Beschäftigte) be-
teiligt sich der Arbeitgeber mit 20 
Prozent an den Kosten der Weiter-
bildung: Die übrigen Kosten der 
Weiterbildung werden durch die 
Agenturen für Arbeit getragen: Häu-
fig ist in Klein- und Mittelbetrieben 
oft nicht genügend Masse vorhanden, 
um im Rahmen der Transfermaß-
nahme Weiterbildung ausreichend zu 
finanzieren. Deswegen sollte eine 
höhere Unterstützung erfolgen.  

 Bei abschlussbezogener Weiterbil-
dung beteiligt sich das abgebende 
Unternehmen nur mit einem Festbe-
trag von 2.500 Euro an den Kosten 
der Weiterbildung: Die weiteren Kos-
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ten werden durch die Agenturen für 
Arbeit getragen. Die Teilnehmenden 
verbleiben in der Transfergesellschaft 
(TG) bis zu deren Ende. Im An-
schluss führt die BA die Weiterbil-
dung bei Zahlung von „Arbeitslosen-
geld bei Weiterbildung“ (ALG-W) 
fort. In der Praxis zeigt sich, dass die 
Weiterbildung in der Transfermaß-
nahme durch die zur Verfügung ge-
stellten Budgets begrenzt wird. Das 
heißt, wegen zu geringer Budgets 
wird von den Trägern keine länger-
fristige Weiterbildung empfohlen, 
auch wenn diese eine sinnvolle Opti-
on wäre, weil die Maßnahmen (für 
wenige Teilnehmer) einen erhebli-
chen Teil des Budgets binden. Durch 
die Befristung der Beteiligung des 
Arbeitgebers bzw. der Transfergesell-
schaft sollen die Rahmenbedingun-
gen für abschlussbezogene Maßnah-
men verbessert und eine transparente 
Kalkulation ermöglicht werden. 

 Kurzlaufende Weiterbildungen flexi-
bilisieren (Änderung § 111a, SGB 
III): Derzeit können (nicht ab-
schlussbezogene) Weiterbildungen, 
die über die Transfermaßnahme hin-
ausreichen, nicht begonnen werden. 
Aber auch kürzer laufende Weiterbil-
dungen sind oft sinnvoll, z. B. zum 
Erwerb bestimmter Zertifikate. Des-
wegen sollte die BA nach Abschluss 
der Transfergesellschaft in die Maß-
nahme eintreten, wenn dies vorher 
vereinbart wird. Ohne diese Mög-
lichkeit müssen Teilnehmende auf 
den Beginn der Arbeitslosigkeit war-
ten, um eine von der Agentur als 
sinnvoll angesehene Maßnahme 
überhaupt beginnen zu dürfen. 

 Transfer bei besonderen strukturpoli-
tischen Herausforderungen: Bei be-
sonderen strukturpolitischen Heraus-
forderungen, z. B. Insolvenz eines 
für die Region bedeutenden Unter-

nehmens, bedarf es einer weiteren 
Ergänzung, so dass Transfergesell-
schaften auch durch strukturpolitisch 
verantwortliche politische Gebiets-
körperschaften gebildet werden kön-
nen. Kommunen oder Länder, die 
eine Transfergesellschaft bilden, tre-
ten in alle Rechte und Pflichten des 
Unternehmens und könnten damit 
Auffanglösungen bieten, die im be-
stehenden Modell nicht zustande 
kommen. Das ist bereits nach gelten-
dem Recht möglich, aber noch keine 
Praxis.  

Mit eigenen regionalen Transfer-
gesellschaften können Länder und 
Kommunen den Strukturwandel in 
ihrer Region begleiten, indem sie auf 
spezifische regionale Problemlagen 
und Branchenveränderungen reagie-
ren und den Beschäftigtentransfer 
zielgenau am regionalen Fachkräf-
tebedarf ausrichten. Die Finanzie-
rung müsste aus Mitteln von Land 
und Kommunen mit Unterstützung 
durch die Bundesagentur für Arbeit 
sowie gegebenenfalls europäischen 
Strukturmitteln erfolgen. Eine zu-
sätzliche Öffnung könnte auch vor-
sehen, dass gemeinsame Einrichtun-
gen der Tarifvertragsparteien sich an 
der Trägerschaft von Transfergesell-
schaften beteiligen oder sie ganz 
übernehmen und für eine Finanzie-
rung durch betriebliche Umlagen 
sorgen.  

3. Förderung der beruflichen Weiter-
bildung von Beschäftigten ausweiten 
(WeGebAU)  
Auch für Beschäftigte können BA und 
Jobcenter in einem eng definierten Rah-
men Weiterbildung unterstützen. Diese 
Förderung darf nicht die Arbeitgeber 
entlasten, die für die Weiterbildung ihrer 
Beschäftigten in erster Linie Verantwor-
tung tragen. Beiträge oder Steuermittel 



Thema | Dokumentationen 

291 

sind jedoch dann gerechtfertigt, wenn die 
Weiterbildung dazu beiträgt, überhaupt 
eine Qualifikation zu erwerben oder Ge-
ringqualifizierten hilft, eine höherwertige 
(möglichst stabile Beschäftigung) zu er-
langen oder wenn die Weiterbildung dem 
Entstehen von Arbeitslosigkeit vorbeugt 
(Präventive Arbeitsmarktpolitik).  

Ein Baustein ist das von den Ge-
werkschaften initiierte Programm We-
GebAU. Es richtet sich derzeit an Ge-
ringqualifizierte oder ältere Beschäftigte 
in Klein- und Mittelbetrieben. Notwen-
dig ist, die Rahmenbedingungen so zu 
verbessern, dass mehr Beschäftigte er-
reicht werden können. Hierzu schlägt der 
DGB die Stärkung des Instruments und 
folgende Änderungen vor: 
 WeGebAU bekannter machen und 

Hilfen anbieten: Im Rahmen der von 
den Arbeitsagenturen derzeit projek-
tierten Weiterbildungsberatung, kann 
verstärkt für dieses Programm ge-
worben werden. Für Arbeitgeber und 
Beschäftigte können so maßge-
schneiderte Angebote entwickelt 
werden, die zeitnah umgesetzt wer-
den können. Bei Geringqualifizierten 
sollte es einen Rechtsanspruch auf 
Förderung geben, wenn diese zu ei-
nem Berufsabschluss führt. In die-
sem Zusammenhang muss auch die 
Frage der Freistellung geklärt werden. 

 Darüber hinaus fordert der DGB die 
Ausweitung dieser Regelung auf Be-
schäftigte, die nur über eine abge-
schlossene zweijährige Ausbildung 
verfügen. Hierdurch soll die soziale 
Aufstiegsmobilität weitergefördert 
werden. 

 Verwaltungsverfahren vereinfachen: 
Dazu gehören transparente und ein-
heitliche Finanzierungsverfahren, so 
dass Arbeitgeber sofort erkennen 
können, wie die Rahmenbedingungen 
sind. Das gilt vor allem dann, wenn 
 

Arbeitslose zum Zwecke der Ausbil-
dung eingestellt werden. Darüber 
hinaus ist auch eine redaktionelle 
Anpassung des SGB III nötig, damit 
ein an einer Stelle gebündelter und 
verständlicher Gesetzestext entsteht. 

 Öffnung für alle Betriebe und Ver-
besserung der Förderkonditionen: 
Das Programm WeGebAU richtet 
sich an Beschäftigte in Unternehmen. 
Gefördert werden können bereits 
heute Geringqualifizierte in Unter-
nehmen auch mit Übernahme der 
Lohnkosten. Dies muss weiter inten-
siviert werden und für dieses Ange-
bot muss offensiv geworben werden. 
WeGebAU muss aber auch für quali-
fizierte Beschäftigte erweitert wer-
den. Dabei darf die öffentliche För-
derung nicht die betriebsnotwendige 
Weiterbildung ersetzen, sondern ge-
fördert werden muss die Erhaltung 
der Beschäftigungsfähigkeit und der 
beruflichen Mobilität. Deswegen sol-
len die Maßnahmen mindestens 160 
Stunden umfassen. Der DGB unter-
stützt die Vorschläge des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales 
zur Weiterentwicklung von WeGe-
bAU. Demnach sollen auch Beschäf-
tigte mit Berufsabschluss gefördert 
werden, wenn:  
– der Erwerb des (letzten) Berufs-

abschlusses und die letzte öffent-
lich geförderte Weiterbildung 
mindestens vier Jahre zurückliegt,  

– die Qualifizierung Kenntnisse 
und Fähigkeiten vermittelt, die 
über ausschließlich arbeitsplatz-
bezogene kurzfristige Anpas-
sungsfortbildungen hinausgehen 
und nicht im überwiegenden In-
teresse des Unternehmens liegen 
oder der Arbeitgeber zur Durch-
führung der Weiterbildung (ge-
setzlich) verpflichtet ist,  
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– die Qualifizierung außerhalb des 
Betriebes durchgeführt wird.  

Dabei sollen nach dem Vorschlag des 
BMAS den Unternehmen – je nach 
Betriebsgröße – auch die Lohnkosten 
erstattet werden. Kleinstunterneh-
men sollen die Lehrgangskosten voll 
und die Lohnfortzahlung bis zu 75 
Prozent bezahlt bekommen, kleine 
und mittlere Unternehmen beides bis 
zur Hälfte, Großunternehmen beides 
bis zu einem Viertel.  

Der DGB wird sich dafür einset-
zen, dass diese Vorschläge auch um-
gesetzt werden. Es darf nicht bei An-
kündigungen bleiben. Dabei müssen 
vor allem die Zielgruppe derer ohne 
Berufsabschluss – die länger ausbil-
dungsfremd gearbeitet haben – und 
die Gruppe der Älteren besonders im 
Fokus stehen. Die besondere Teilha-
be dieser Zielgruppe sowie von 
Kleinstunternehmen und KMU soll 
durch ein flankierendes Beratungsan-
gebot sichergestellt werden. Die neu-
en Regelungen müssen so ausgestal-
tet werden, dass die Arbeitgeber ihre 
Verpflichtung in der Weiterbildung 
weiter wahrnehmen und ausbauen 
müssen. 

Aufhebung des Förderausschlus-
ses: Beschäftigte, die aufstockende 
Hartz-IV-Leistungen beziehen, sind 
von der WeGebAU-Förderung über 
die Arbeitslosenversicherung ausge-
schlossen. Allerdings ist die WeGe-
bAU-Förderung im Hartz-IV-System 
für die Jobcenter anwendbar; faktisch 
wird das Instrument dort nicht ge-
nutzt. Deshalb schlägt der DGB vor, 
die sozialversicherten Beschäftigten 
mit aufstockenden Hartz-IV-Leis-
tungen hinsichtlich der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik der Arbeitslosen-
versicherung zuzuordnen. Das heißt 
 

sozialversichert Beschäftigte, die oh-
nehin Beiträge zur Arbeitslosenversi-
cherung zahlen, sollen vom Förder-
ausschluss nach § 22 Abs. 4 Satz 1 
SGB III ausgenommen und durch 
die Agenturen für Arbeit gefördert 
werden. Damit wäre auch der Wider-
spruch aufgehoben, dass aktuell Bei-
träge Zahlende schlechter gestellt 
sind, als Empfänger von Lohnersatz-
leistungen.  

4. Arbeitsmarktpolitische Leerstelle 
durch die Schaffung eines neuen In-
struments schließen (Transforma-
tions-Kug)  
Die Förderung von Beschäftigten über 
WeGebAU muss noch ergänzt werden, 
wenn große Strukturveränderungen zu 
bewältigen sind. Ziel muss sein, dass Ar-
beitnehmer als Beschäftigte im Betrieb 
mitgenommen und nicht arbeitslos wer-
den. Derzeit sieht das Gesetz hierfür 
noch kein Instrument vor, das auf eine 
arbeitsmarktpolitische Unterstützung 
von Fachkräften (z. B. Qualifizierung) 
bei Erhalt des Arbeitsplatzes zielt: Die 
Transfermaßnahme bietet hier keine aus-
reichende Lösung, denn sie hat immer 
zur Voraussetzung, dass die Beschäftig-
ten definitiv aus dem Betrieb ausschei-
den.  

Die IG Metall hat unter dem Stich-
wort Transformations-Kug eine Idee in 
dieser Richtung in die Debatte einge-
bracht, die an Transfer-Kug angelehnt 
ist, aber den Handlungsrahmen erweitert.  

Diskutiert werden sollte, ob z. B. eine 
zeitgemäße Anknüpfung an das alte 
Struktur-Kug (§ 63.4 AFG) infrage 
kommt. Dort war geregelt, dass Kurzar-
beitergeld auch an Arbeitnehmer ge-
währt werden konnte, wenn der (Teil-) 
Arbeitsmarkt außergewöhnliche Verhält-
nisse aufweist und auf Grund einer 
schwerwiegenden strukturellen Ver- 
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schlechterung der Lage des Wirtschafts-
zweiges Massenentlassungen zu befürch-
ten waren. Im Rahmen von Kurzarbei-
tergeld konnten die betroffenen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer an Wei-
terbildung teilnehmen.  

Diese Regelung war vor allem dem 
hohen Umstrukturierungsbedarf in Ost-
deutschland geschuldet gewesen. Vor 
dem Hintergrund der Anpassungen, die 
sich aufgrund der aktuellen Herausforde-
rungen ergeben, ist zu prüfen, ob und 
inwiefern eine zeitgemäße Anknüpfung 
an diese Regelung aussehen könnte. Klä-
rungsbedarf bestünde zum einen insbe-
sondere hinsichtlich der Definition von 
„struktureller Verschlechterung in einem 
Wirtschaftszweig“.  

Dabei besteht Einigkeit, dass die Ar-
beitslosenversicherung nicht auch Auf-
gaben des Arbeitgebers übernehmen soll. 
Die Förderung kann nur eintreten, wenn 
der Arbeitgeber mit der Weiterbildung 
überfordert ist, besondere strukturelle 
Gründe vorliegen und sie zur Vermei-
dung von Arbeitslosigkeit notwendig ist.  

Grundsätzlich sollte eine Förderung 
aus einer finanziellen Unterstützung des 
Arbeitsausfalls und in einer Förderung 
der Qualifizierung bestehen.  

Denkbare Kriterien wären: 
 definierte Mindesthöhe an Arbeits-

ausfall bzw. Länge der Weiterbildung 
 Ursache: Strukturwandel (Definition, 

wie dies festgestellt wird)  
 Nachweis über erhöhten Qualifizie-

rungsbedarf  
 Eigenbeteiligung des AG 
 Fortbestand des Beschäftigungsver-

hältnisses  

Der Vorteil eines solchen Ansatzes liegt 
in der kollektiven Regelung. Hier bietet 
sich insbesondere die Möglichkeit einer 
Ausgestaltung, die die Rolle der Tarif-
partner/Betriebsräte stärkt.  

Folgeprozesse 4.0 
Mit diesen Vorschlägen werden die 

Handlungsspielräume der Agenturen für 
Arbeit und der Jobcenter ausgeweitet 
und ein deutlicher Beitrag zur Stärkung 
der Weiterbildung und zur präventiven 
Arbeitsmarktpolitik geleistet. Doch dies 
darf die anderen Akteure nicht aus der 
Pflicht nehmen.  

Der DGB begrüßt die Vereinbarung 
im Koalitionsvertrag, gemeinsam mit den 
Sozialpartnern und in enger Abstim-
mung mit den Ländern (und allen ande-
ren Akteuren) eine Nationale Weiterbil-
dungsstrategie für Arbeitnehmer und 
Arbeitssuchende zu entwickeln, um alle 
Weiterbildungsprogramme des Bundes 
und der Länder zu bündeln und eine 
neue Weiterbildungskultur zu etablieren.  

Ziel dieser Weiterbildungsstrategie 
sollte sein, dass in einem bundesgesetzli-
chen Rahmen das Recht auf Weiterbil-
dungsfreistellung mit Entgeltfortzahlung 
und Beratung, eine sichere Finanzierung, 
eine bessere Qualität der Weiterbil-
dungsangebote und Mindeststandards 
für Beschäftigte in der Weiterbildung 
verankert werden. Dafür muss eine Fi-
nanzarchitektur für lebensbegleitendes 
Lernen geschaffen werden, die das Mo-
dell einer staatlichen Förderung für eine 
Weiterbildungsteilzeit beinhaltet. Das 
Recht auf Freistellung zur Weiterbildung 
mit Entgeltfortzahlung kann helfen, Frei-
räume für Qualifizierungszeiten zu er-
möglichen und diese Ansprüche durch-
zusetzen. Wichtig ist dabei allerdings eine 
Abstimmung mit den betrieblichen Ar-
beitsprozessen, so dass Qualifizierungs-
initiativen nicht zu mehr Arbeitsverdich-
tung führen oder daran scheitern. Au-
ßerdem sollte das Meister-BAföG für ei-
ne zweite und dritte Fortbildung geöff-
net werden. Die Studienfinanzierung, das 
Nachholen schulischer und beruflicher 
Abschlüsse und die berufliche Aufstiegs- 
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fortbildung sollten systematisch aufei-
nander abgestimmt werden. Für die För-
derung von Qualifizierung und berufli-
cher Weiterbildung braucht es ein Ge-
samtkonzept, das mit den tariflichen An- 
 

sätzen verbunden wird und mit betriebli-
chen Prozessen vereinbar ist. 

Quelle: www.dgb.de/presse/++co++ 
b78bc46c-696a-11e8-86d3-52540088cada 


